
Geschäftsordnung für den  
Ausländerbeirat  

der Stadt Bergisch Gladbach 
(z.Z. gültige Fassung) 

 
Präambel 

 
Auf Grund des § 27 Abs. 7 Satz 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.d.F. der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NW S. 665) hat der Aus-
länderbeirat der Stadt Bergisch Gladbach am 
28. August 2001 folgende Geschäftsordnung 
beschlossen: 
 
 

I. Aufgaben 
 

§ 1 
Aufgaben 

 
Der Ausländerbeirat versteht sich als Gremi-
um zur Interessenvertretung aller in Bergisch 
Gladbach lebenden Nichtdeutschen, aber auch 
der Deutschen ausländischer Herkunft. 
 
 
Der Ausländerbeirat setzt sich für ein friedli-
ches Zusammenleben und die freie Entfaltung 
der in Bergisch Gladbach lebenden Menschen 
aus allen Kulturkreisen und Herkunftsgebie-
ten ein. Er fördert deshalb den bewußten Um-
gang mit den in der Mehrheitsbevölkerung 
und den in den Bevölkerungsgruppen der Zu-
gewanderten  geltenden Werten und Normen. 
 
 
Der Ausländerbeirat berät den Rat, die Aus-
schüsse und die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister in allen Angelegenheiten, die nicht-
deutsche Mitbürgerinnen und Mitbürger 
betreffen. Der Ausländerbeirat kann sich mit 
allen Angelegenheiten der Stadt Bergisch 
Gladbach befassen. Hierzu ergreift er Initiati-
ven, stellt Anträge und gibt Anregungen, 
Empfehlungen und Stellungnahmen ab. 
 
Der Ausländerbeirat soll zu Fragen, die ihm 
vom Rat, einem Ausschuß oder der Bürger-
meisterin/dem Bürgermeister vorgelegt wer-
den, Stellung nehmen. 

Geschäftsordnung für den 
 Integrationsbeirat  

der Stadt Bergisch Gladbach 
(beabsichtigte Fassung) 

 
Präambel 

 
Auf Grund des § 27 Abs. 7 Satz 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i.d.F. der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NW S. 665) hat der Inte- 
grationsbeirat der Stadt Bergisch Gladbach 
am              2005 folgende Geschäftsordnung 
beschlossen: 
 
 

I. Aufgaben 
 

§ 1 
Aufgaben 

 
Der Integrationsbeirat versteht sich als 
Gremium zur Interessenvertretung aller in 
Bergisch Gladbach lebenden Nichtdeutschen, 
aber auch der Deutschen ausländischer Her-
kunft. 
 
Der Integrationsbeirat setzt sich für ein 
friedliches Zusammenleben und die freie Ent-
faltung der in Bergisch Gladbach lebenden 
Menschen aus allen Kulturkreisen und Her-
kunftsgebieten ein. Er fördert deshalb den 
bewussten Umgang mit den in der Mehrheits-
bevölkerung und den in den Bevölkerungs-
gruppen der Zugewanderten geltenden Werten 
und Normen. 
 
Der Integrationsbeirat berät den Rat, die 
Ausschüsse und die Bürgermeisterin/den Bür-
germeister in allen Angelegenheiten, die 
nichtdeutsche Mitbürgerinnen und Mitbürger 
betreffen. Der Integrationsbeirat kann sich 
mit allen Angelegenheiten der Stadt Bergisch 
Gladbach befassen. Hierzu ergreift er Initiati-
ven, stellt Anträge und gibt Anregungen, 
Empfehlungen und Stellungnahmen ab. 
 
Der Integrationsbeirat soll zu Fragen, die 
ihm vom Rat, einem Ausschuss oder der Bür-
germeisterin/dem Bürgermeister vorgelegt 
werden, Stellung nehmen. 
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II. Vorbereitung der Sitzungen des  

Ausländerbeirates 
 

§ 2 
Einberufung der Sitzungen des  

Ausländerbeirates 
 

(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende beruft 
den Ausländerbeirat ein, so oft es die Ge-
schäfts-lage erfordert. Der Ausländerbeirat ist 
unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens 
ein Fünftel der Beiratsmitglieder unter Anga-
be der zur Beratung zu stellenden Gegenstän-
de dies verlangen. 
(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersen-
dung einer schriftlichen Einladung an alle 
Beiratsmitglieder sowie an die nach § 7 Teil-
nahmeberechtigten. 
(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Ta-
gesordnung anzugeben. 
 
 

§ 3 
Ladungsfrist 

 
(1) Die Einladung muß mindestens 7 Tage vor 
dem Sitzungstag zugehen. 
(2) In besonders dringenden Fällen kann die 
Ladungsfrist bis auf 4 Tage vor dem Sitzungs-
tag zugehen. Die Dringlichkeit ist in der Ein-
ladung besonders zu begründen. 
 
 

§ 4 
Aufstellung der Tagesordnung 

 
(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende setzt die 
Tagesordnung fest. Sie/Er hat dabei Vor-
schläge aufzunehmen, die ihr/ihm in schriftli-
cher Form spätestens am 14. Tag vor dem 
Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der 
Beiratsmitglieder vorgelegt werden. 
(2) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende legt fer-
ner die Reihenfolge der einzelnen Tages-
ordnungspunkte fest und bestimmt unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorschriften, welche 
Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt werden sollen. 
 
 

 
II. Vorbereitung der Sitzungen des  

Integrationsbeirates 
 

§ 2 
Einberufung der Sitzungen des  

Integrationsbeirates 
 

(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende beruft 
den Integrationsbeirat ein, so oft es die Ge-
schäftslage erfordert. Der Integrationsbeirat 
ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindes-
tens ein Fünftel der Beiratsmitglieder unter 
Angabe der zur Beratung zu stellenden Ge-
genstände dies verlangen. 
(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersen-
dung einer schriftlichen Einladung an alle 
Beiratsmitglieder sowie an die nach § 7 Teil-
nahmeberechtigten. 
(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Ta-
gesordnung anzugeben. 
 
 

§ 3 
Ladungsfrist 

 
(1) Die Einladung muss mindestens 7 Tage 
vor dem Sitzungstag zugehen. 
(2) In besonders dringenden Fällen kann die 
Ladungsfrist bis auf 4 Tage vor dem Sitzungs-
tag zugehen. Die Dringlichkeit ist in der Ein-
ladung besonders zu begründen. 
 
 

§ 4 
Aufstellung der Tagesordnung 

 
(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende setzt die 
Tagesordnung fest. Sie/Er hat dabei Vor-
schläge aufzunehmen, die ihr/ihm in schriftli-
cher Form spätestens am 14. Tag vor dem 
Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der 
Beiratsmitglieder vorgelegt werden. 
(2) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende legt fer-
ner die Reihenfolge der einzelnen Tages-
ordnungspunkte fest und bestimmt unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorschriften, welche 
Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt werden sollen. 
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(3) Betrifft ein Vorschlag einen Gegenstand, 
der keine Angelegenheit der Stadt Bergisch 
Gladbach ist, weist die Vorsitzende/der Vor-
sitzende in der Tagesordnung darauf hin, daß 
die Angelegenheit durch Geschäftsordnungs-
beschluß von der Tagesordnung wieder abzu-
setzen ist. 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 

Sitzungstermine 
 

Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Auslän-
derbeiratssitzung unterrichtet die Vorsitzende/ 
der Vorsitzende  die Öffentlichkeit in geeig-
neter Weise, ohne daß es einer öffentlichen 
Bekanntmachung bedarf. 
 
 
 
 

§ 6 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
 

(1) Beiratsmitglieder, die verhindert sind, an 
einer Sitzung teilzunehmen, haben dies un-
verzüglich, spätestens zu Beginn der Sitzung, 
der Geschäftsstelle des Ausländerbeirates 
mitzuteilen. 
(2) Entsprechendes gilt für Beiratsmitglieder, 
die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Betrifft ein Vorschlag einen Gegenstand, 
der keine Angelegenheit der Stadt Bergisch 
Gladbach ist, weist die Vorsitzende/der Vor-
sitzende in der Tagesordnung darauf hin, dass 
die Angelegenheit durch Geschäftsordnungs-
beschluss von der Tagesordnung wieder abzu-
setzen ist. Von dieser Regelung ausgenom-
men sind Entschließungen, Appelle u. 
dergl., die sich auf allgemeine politische 
Angelegenheiten beziehen, deren Auswir-
kungen auch oder besonders die Migranten 
in Bergisch Gladbach betreffen. 
 
 

§ 5 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Sit-

zungstermine 
 

Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung 
des Integrationsbeirates unterrichtet die 
Presse- und Informationsstelle der Stadt 
Bergisch Gladbach im Einvernehmen mit 
der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden die 
Öffentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass 
es einer öffentlichen Bekanntmachung bedarf.
 
 

§ 6 
Teilnahmeverpflichtung und Anzeigepflicht 

bei Verhinderung 
 

(1) Die Beiratsmitglieder sind auf Grund 
ihres Mandates verpflichtet, an den Sit-
zungen des Integrationsbeirates teilzuneh-
men. 
 
(2) Beiratsmitglieder, die verhindert sind, an 
einer Sitzung teilzunehmen, haben dies un-
verzüglich, der Geschäftsstelle des Integrati-
onsbeirates mitzuteilen, damit rechtzeitig 
vor Sitzungsbeginn eine Vertreterin/ein 
Vertreter eingeladen werden kann. 
(3) Dreimaliges unentschuldigtes Fehlen an 
Beiratssitzungen kann zu einer schriftli-
chen Ermahnung durch die Vorsitzen-
de/den Vorsitzenden führen. 
(4) Für Beiratsmitglieder, die beabsichti-
gen, die Sitzung vorzeitig zu verlassen,  
gelten die Bestimmungen nach Abs. 2 ent-
sprechend. 
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III. Durchführung der Sitzungen 

 
§ 7 

Teilnahme 
 

(1) Als Gäste mit beratender Stimme können 
an den Sitzungen des Ausländerbeirates die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister oder ei-
ne/ein von ihr/ihm zu benennende Mitarbeite-
rin bzw. ein zu benennender Mitarbeiter teil-
nehmen. 
(2) Der Ausländerbeirat kann beschließen, zur 
Beratung einzelner Punkte der Tagesordnung 
Sachverständige oder Vertreterinnen/Vertreter 
anderer Behörden und Organisationen hinzu-
zuziehen. 
 
(3) Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die kei-
ne Mitglieder des Ausländerbeirates sind, 
erhalten grundsätzlich keine Entschädigun-
gen. In Ausnahmefällen entscheidet die Bür-
germeisterin/der Bürgermeister. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 8 
Öffentlichkeit der Ausländerbeiratssitzungen 

 
 

(1) Die Sitzungen des Ausländerbeirates sind 
öffentlich. Jedermann hat das Recht, als Zu-
hörerin/Zuhörer an öffentlichen Sitzungen des 
Ausländerbeirates teilzunehmen, soweit dies 
die räumlichen Verhältnisse gestatten. Die 
Zuhörerinnen und Zuhörer sind nicht berech-
tigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an 
den Verhandlungen des Ausländerbeirates zu 
beteiligen. 
 
 

 
III. Durchführung der Sitzungen 

 
§ 7 

Teilnahme 
 

(1) Als beratende Mitglieder können an den 
Sitzungen des Integrationsbeirates die Bür-
germeisterin/der Bürgermeister oder eine/ein 
von ihr/ihm zu benennende Mitarbeiterin bzw. 
ein zu benennender Mitarbeiter der Stadt 
Bergisch Gladbach mitwirken. 
(2) Als beratende Mitglieder können an 
den Sitzungen des Integrationsbeirates des 
weiteren je eine Vertreterin/ein Vertreter 
des Seniorenbeirates und des Beirates für 
die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen mitwirken. 
(3) Der Integrationsbeirat kann beschlie-
ßen, dass als weitere beratende Mitglieder 
je eine Vertreterin/ein Vertreter aus Verei-
nen und Verbänden, Behörden und Orga-
nisationen die in der Migrationsarbeit tätig 
sind an den Sitzungen des Integrationsbei-
rates mitwirken. 
(4) Der Integrationsbeirat kann beschließen, 
zur Beratung einzelner Punkte der Tagesord-
nung Sachverständige oder Vertreterin-
nen/Vertreter anderer Behörden und Organi-
sationen hinzuzuziehen. 
(5) Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die 
keine Mitglieder des Integrationsbeirates 
sind, erhalten grundsätzlich keine Entschädi-
gungen. In Ausnahmefällen entscheidet die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister. 
 

§ 8 
Öffentlichkeit der Sitzungen  

des Integrationsbeirates 
 

(1) Die Sitzungen des Integrationsbeirates 
sind öffentlich. Jedermann hat das Recht, als 
Zuhörerin/Zuhörer an öffentlichen Sitzungen 
des Integrationsbeirates teilzunehmen, so-
weit dies die räumlichen Verhältnisse gestat-
ten. Die Zuhörerinnen und Zuhörer sind nicht 
berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich 
sonst an den Verhandlungen des Integrati-
onsbeirates zu beteiligen. 
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(2) Es wird für die Angelegenheiten die Öf-
fentlichkeit ausgeschlossen, für die nach der 
Geschäftsordnung für den Rat und die Aus-
schüsse die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist. 
Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder 
Gründe des öffentlichen Wohls noch berech-
tigte Ansprüche oder Interessen Einzelner den 
Ausschluß der Öffentlichkeit gebieten. 
(3) Darüber hinaus kann auf Antrag eines 
Beiratsmitglieds oder auf Vorschlag der Bür-
germeisterin/des Bürgermeisters für einzelne 
Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausge-
schlossen werden. Anträge und Vorschläge 
auf Ausschluß der Öffentlichkeit dürfen nur in 
nichtöffentlicher Sitzung begründet und bera-
ten werden. Falls dem Antrag oder dem Vor-
schlag stattgegeben wird, ist die Öffentlich-
keit in geeigneter Weise zu unterrichten, daß 
in nichtöffentlicher Sitzung weiter verhandelt 
wird. 
(4) Personenbezogene Daten dürfen offenbart 
werden, soweit nicht schützenswerte Interes-
sen Einzelner oder Belange des öffentlichen 
Wohls überwiegen. Erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
 

§ 9 
Vorsitz 

 
(1) Der Beirat wählt für die Dauer seiner 
Wahlzeit aus seiner Mitte in geheimer Ab-
stimmung eine Vorsitzende/einen Vorsitzen-
den und drei Stellvertreterinnen/Stellvertreter. 
Für jede Funktion ist ein eigener Wahlgang 
durchzuführen. Gewählt ist die vorgeschlage-
ne Person, die mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten 
als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr 
als die Hälfte der Stimmen, so findet zwi-
schen den Personen, welche die beiden höchs-
ten Stimmenzahlen erreicht haben, eine enge-
re Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser enge-
ren Wahl die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 
 
 
 
 

 
(2) Die Öffentlichkeit wird für die Angele-
genheiten ausgeschlossen, für die nach der 
Geschäftsordnung für den Rat und die Aus-
schüsse die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist. 
Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder 
Gründe des öffentlichen Wohls noch berech-
tigte Ansprüche oder Interessen Einzelner den 
Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 
(3) Darüber hinaus kann auf Antrag eines 
Beiratsmitglieds oder auf Vorschlag der Bür-
germeisterin/des Bürgermeisters für einzelne 
Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausge-
schlossen werden. Anträge und Vorschläge 
auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur 
in nichtöffentlicher Sitzung begründet und 
beraten werden. Falls dem Antrag oder dem 
Vorschlag stattgegeben wird, ist die Öffent-
lichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, 
dass in nichtöffentlicher Sitzung weiter ver-
handelt wird. 
(3) Personenbezogene Daten dürfen offenbart 
werden, soweit nicht schützenswerte Interes-
sen Einzelner oder Belange des öffentlichen 
Wohls überwiegen. Erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 
 
 

§ 9 
Vorsitz 

 
(1) Der Beirat wählt für die Dauer seiner 
Wahlzeit aus seiner Mitte in geheimer Ab-
stimmung eine Vorsitzende/einen Vorsitzen-
den und drei Stellvertreterinnen/Stellvertreter. 
Für jede Funktion ist ein eigener Wahlgang 
durchzuführen. Gewählt ist die vorgeschlage-
ne Person, die mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten 
als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr 
als die Hälfte der Stimmen, so findet zwi-
schen den Personen, welche die beiden höchs-
ten Stimmenzahlen erreicht haben, eine enge-
re Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser enge-
ren Wahl die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 
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(2) Der Ausländerbeirat kann die Vorsitzen-
de/den Vorsitzenden abberufen. Der Antrag 
kann nur von der Mehrheit der in der 
Hauptsatzung der Stadt Bergisch Gladbach 
bestimmten Zahl der Mitglieder gestellt wer-
den. Zwischen dem Eingang des Antrages und 
der Sitzung des Ausländerbeirates muß eine 
Frist von mindestens zwei Tagen liegen. Über 
den Antrag ist ohne Aussprache abzustimmen.
 
Der Beschluß über die Abberufung bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der in der 
Hauptsatzung bestimmten Zahl der Mitglie-
der. Die Nachfolgerin/Der Nachfolger ist in-
nerhalb einer Frist von zwei Wochen ohne 
Aussprache in geheimer Abstimmung zu wäh-
len. Die Vorschriften gelten für die Stell-
vertreterinnen/Stellvertreter entsprechend. 
(2) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende führt 
den Vorsitz im Ausländerbeirat. Im Falle ih-
rer/ seiner Verhinderung übernimmt ihre/seine 
Stellvertreterin/Stellvertreter den Vorsitz. Die 
Reihenfolge der Vertretung bestimmt sich 
nach der Reihenfolge der Wahl nach Abs. 1. 
Die Sitzung bei der Wahl der Vorsitzen-
den/des Vorsitzenden sowie bei Entscheidun-
gen, die vorher getroffen werden müssen, 
leitet die Altersvorsitzende/der Altersvorsit-
zende. 
(4) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende hat die 
Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. 
Sie/ Er handhabt die Ordnung in der Sitzung 
und übt das Hausrecht aus. 
 
 

§ 10 
Beschlußfähigkeit 

 
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt die 
Vorsitzende/der Vorsitzende die ordnungs-
gemäße Einberufung sowie die Beschlußfä-
higkeit der Versammlung fest und läßt dies in 
der Niederschrift vermerken. Der Ausländer-
beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der in der Hauptsatzung der Stadt Ber-
gisch Gladbach bestimmten Zahl der Mitglie-
der anwesend ist. Er gilt als beschlußfähig, 
solange seine Beschlußunfähigkeit nicht fest-
gestellt ist. 
 

 
(2) Der Integrationsbeirat kann die Vorsit-
zende/den Vorsitzenden abberufen. Der An-
trag kann nur von der Mehrheit der in der 
Hauptsatzung der Stadt Bergisch Gladbach 
bestimmten Zahl der Mitglieder gestellt wer-
den. Zwischen dem Eingang des Antrages und 
der Sitzung des Integrationsbeirates muss 
eine Frist von mindestens zwei Tagen liegen. 
Über den Antrag ist ohne Aussprache abzu-
stimmen. 
Der Beschluss über die Abberufung bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der in der 
Hauptsatzung bestimmten Zahl der Mitglie-
der. Die Nachfolgerin/Der Nachfolger ist in-
nerhalb einer Frist von zwei Wochen ohne 
Aussprache in geheimer Abstimmung zu wäh-
len. Die Vorschriften gelten für die Stell-
vertreterinnen/Stellvertreter entsprechend. 
(3) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende führt 
den Vorsitz im Integrationsbeirat. Im Falle 
ihrer/ seiner Verhinderung übernimmt ih-
re/seine Stellvertreterin/Stellvertreter den 
Vorsitz. Die Reihenfolge der Vertretung be-
stimmt sich nach der Reihenfolge der Wahl 
nach Abs. 1. Die Sitzung bei der Wahl der 
Vorsitzenden/des Vorsitzenden sowie bei Ent-
scheidungen, die vorher getroffen werden 
müssen, leitet die Altersvorsitzende/der Al-
tersvorsitzende. 
(4) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende hat die 
Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. 
Sie/ Er handhabt die Ordnung in der Sitzung 
und übt das Hausrecht aus. 
 
 

§ 10 
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt die 
Vorsitzende/der Vorsitzende die ordnungs-
gemäße Einberufung sowie die Beschlussfä-
higkeit der Versammlung fest und lässt dies in 
der Niederschrift vermerken. Der Integrati-
onsbeirat ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte der in der Hauptsatzung der Stadt 
Bergisch Gladbach bestimmten Zahl der Mit-
glieder anwesend ist. Er gilt als beschlussfä-
hig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht 
festgestellt ist. 
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(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlußun-
fähigkeit zurückgestellt worden und wird der 
Ausländerbeirat zur Behandlung über densel-
ben Gegenstand einberufen, so ist er ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlußfähig, wenn bei der zweiten Einberu-
fung auf diese Bestimmung ausdrücklich hin-
gewiesen worden ist. 
 

IV. Gang der Beratungen 
 

§ 11 
Änderung und Erweiterung der Tagesord-

nung 
 

(1) Der Ausländerbeirat kann vor Eintritt in 
die Tagesordnung beschließen, 
a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 

zu ändern, 
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder mit-

einander zu verbinden, 
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 
Die Verweisung eines zur Beratung in öffent-
licher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungs-
punktes in die nichtöffentliche Sitzung darf 
nur dann erfolgen, wenn es sich um eine ge-
heim-haltungsbedürftige Angelegenheit im 
Sinne von § 8 Abs. 2 handelt. 
(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung 
durch Beschluß des Ausländerbeirates erwei-
tert werden, wenn es sich um Angelegenhei-
ten handelt, die keinen Aufschub dulden oder 
die von äußerster Dringlichkeit sind. Der 
Beschluß des Ausländerbeirates ist in die 
Niederschrift aufzunehmen. 
(3) Ist ein Gegenstand in die Tagesordnung 
aufgenommen worden, der keine Angelegen-
heit der Stadt Bergisch Gladbach ist, setzt der 
Ausländerbeirat durch Geschäftsordnungs-
beschluß den Gegenstand von der Tagesord-
nung ab. 
(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungs-
punktes, der eine Angelegenheit betrifft, die 
nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Ber-
gisch Gladbach fällt, ein Geschäftsordnungs-
antrag nach Abs. 3 aus der Mitte des Auslän-
derbeirates nicht gestellt, stellt die Vorsitzen-
de/der Vorsitzende von Amts wegen den An-
trag und läßt darüber abstimmen. 
 
 

(3) Ist eine Angelegenheit wegen Beschluss-
unfähigkeit zurückgestellt worden und wird 
der Integrationsbeirat zur Behandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, so ist er 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlussfähig, wenn bei der zweiten Einbe-
rufung auf diese Bestimmung ausdrücklich 
hingewiesen worden ist. 
 

IV. Gang der Beratungen 
 

§ 11 
Änderung und Erweiterung  

der Tagesordnung 
 

(1) Der Integrationsbeirat kann vor Eintritt 
in die Tagesordnung beschließen, 
a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 

zu ändern, 
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder mit-

einander zu verbinden, 
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 
Die Verweisung eines zur Beratung in öffent-
licher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungs-
punktes in die nichtöffentliche Sitzung darf 
nur dann erfolgen, wenn es sich um eine ge-
heimhaltungsbedürftige Angelegenheit im 
Sinne von § 8 Abs. 2 handelt. 
(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung 
durch Beschluss des Integrationsbeirates 
erweitert werden, wenn es sich um Angele-
genheiten handelt, die keinen Aufschub dul-
den oder die von äußerster Dringlichkeit sind. 
Der Beschluss des Integrationsbeirates ist in 
die Niederschrift aufzunehmen. 
(3) Ist ein Gegenstand in die Tagesordnung 
aufgenommen worden, der keine Angelegen-
heit der Stadt Bergisch Gladbach ist, setzt der 
Integrationsbeirat durch Geschäftsord-
nungsbeschluss den Gegenstand von der Ta-
gesordnung ab. 
(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungs-
punktes, der eine Angelegenheit betrifft, die 
nicht in den Aufgabenbereich der Stadt Ber-
gisch Gladbach fällt, ein Geschäftsordnungs-
antrag nach Abs. 3 aus der Mitte des Integra-
tionsbeirates nicht gestellt, stellt die Vorsit-
zende/der Vorsitzende von Amts wegen den 
Antrag und lässt darüber abstimmen. 
(5) Für Abs. 3 u. 4 gelten die Bestimmun-
gen des § 4 Abs. 3 S. 2 entsprechend. 
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§ 12 

Redeordnung 
 

(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende ruft je-
den Punkt der Tagesordnung nach der vorge-
sehenen oder beschlossenen Reihenfolge un-
ter Bezeichnung des Verhandlungs-
gegenstandes auf und stellt die Angelegenheit 
zur Beratung. Wird eine Angelegenheit bera-
ten, die auf Vorschlag von einem Fünftel der 
Mitglieder des Ausländerbeirates in die Ta-
gesordnung aufgenommen worden ist (§ 4 
Abs. 1), so ist zunächst den Antragstellerin-
nen/ Antragstellern Gelegenheit zu geben, 
ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Be-
richterstattung vorgesehen, so erhält zunächst 
die Berichterstatterin/der Berichterstatter das 
Wort. Sitzungssprache ist deutsch. 
(2) Wer das Wort ergreifen will, hat sich 
durch Aufheben der Hand zu melden. Das 
Wort ist in der Reihenfolge der Meldungen zu 
erteilen. Melden sich mehrere Sitzungsteil-
nehmerinnen/ Sitzungsteilnehmer gleichzei-
tig, so bestimmt die Vorsitzende/der Vorsit-
zende die Reihenfolge der Wortmeldungen. 
(3) Außerhalb der Reihenfolge wird das Wort 
erteilt, wenn ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt werden soll. 
(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister 
oder die/der von ihr/ihm benannte Mitarbeite-
rin/ Mitarbeiter (§ 7 Abs. 1) ist berechtigt, 
auch außerhalb der Reihenfolge das Wort zu 
ergreifen. Jede Rednerin/Jeder Redner soll 
höchstens dreimal zu demselben Tagesord-
nungspunkt sprechen Die Redezeit beträgt im 
Regelfalle höchstens 10 Minuten. Anträge zur 
Geschäftsordnung bleiben hiervon unberührt. 
Der Ausländerbeirat kann hiervon durch 
Beschluß Ausnahmen zulassen. 
 
 
 

§ 13 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können 
jederzeit von jedem Mitglied des Ausländer-
beirates gestellt werden. Dazu gehören insbe-
sondere folgende Anträge: 
 

 
§ 12 

Redeordnung 
 

(1) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende ruft je-
den Punkt der Tagesordnung nach der vorge-
sehenen oder beschlossenen Reihenfolge un-
ter Bezeichnung des Verhandlungsgegen-
standes auf und stellt die Angelegenheit zur 
Beratung. Wird eine Angelegenheit beraten, 
die auf Vorschlag von einem Fünftel der Mit-
glieder des Integrationsbeirates in die Ta-
gesordnung aufgenommen worden ist (§ 4 
Abs. 1), so ist zunächst den Antragstellerin-
nen/ Antragstellern Gelegenheit zu geben, 
ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Be-
richterstattung vorgesehen, so erhält zunächst 
die Berichterstatterin/der Berichterstatter das 
Wort. Sitzungssprache ist deutsch. 
(2) Wer das Wort ergreifen will, hat sich 
durch Aufheben der Hand zu melden. Das 
Wort ist in der Reihenfolge der Meldungen zu 
erteilen. Melden sich mehrere Sitzungsteil-
nehmerinnen/ Sitzungsteilnehmer gleichzei-
tig, so bestimmt die Vorsitzende/der Vorsit-
zende die Reihenfolge der Wortmeldungen. 
(3) Außerhalb der Reihenfolge wird das Wort 
erteilt, wenn ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt werden soll. 
(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister 
oder die/der von ihr/ihm benannte Mitarbeite-
rin/ Mitarbeiter der Stadt Bergisch Glad-
bach (§ 7 Abs. 1) ist berechtigt, auch außer-
halb der Reihenfolge das Wort zu ergreifen. 
Jede Rednerin/Jeder Redner soll höchstens 
dreimal zu demselben Tagesordnungspunkt 
sprechen Die Redezeit beträgt im Regelfalle 
höchstens 10 Minuten. Anträge zur Ge-
schäftsordnung bleiben hiervon unberührt. 
Der Integrationsbeirat kann hiervon durch 
Beschluss Ausnahmen zulassen. 
 
 

§ 13 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können 
jederzeit von jedem Mitglied des Integrati-
onsbeirates gestellt werden. Dazu gehören 
insbesondere folgende Anträge: 
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a) auf Schluß der Aussprache (§ 14), 
b) auf Schluß der Rednerliste (§ 14), 
c) auf Vertagung, 
d) auf Unterbrechung oder Aufhebung der 

Sitzung, 
e) auf Ausschluß oder Wiederherstellung der 

Öffentlichkeit, 
f) auf namentliche oder geheime Abstim-

mung, 
g) auf Absetzung einer Angelegenheit von 

der Tagesordnung. 
(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt, so darf noch je ein Mitglied des Aus-
länderbeirates für und gegen diesen Antrag 
sprechen. Danach ist über den Antrag abzu-
stimmen. Ein Antrag nach Abs. 1 Satz 2 f) 
kann nur darauf gerichtet sein, zunächst fest-
zustellen, ob die nach § 16 Abs. 3 oder 4 not-
wendige Zahl von Mitgliedern des Ausländer-
beirates den Geschäftsordnungsantrag unter-
stützt. Ist dies der Fall, so ist entsprechend § 
16 Abs. 3 oder 4 zu verfahren. Anderenfalls 
gilt der Geschäftsordnungsantrag als abge-
lehnt. 
(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat 
der Ausländerbeirat gesondert vorab zu ent-
scheiden. Werden mehrere Anträge zur Ge-
schäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist 
über den jeweils weitestgehenden Antrag zu-
erst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt 
die Vorsitzende/der Vorsitzende die Reihen-
folge der Abstimmung. 
 

 
§ 14 

Schluss der Aussprache, Schluß der Red-
nerliste 

 
Jedes Mitglied des Ausländerbeirates, das sich 
nicht an der Beratung beteiligt hat, kann bean-
tragen, dass die Beratung des Tagesordnungs-
punktes beendet oder die Rednerliste ge-
schlossen wird. Wird ein solcher Antrag ge-
stellt, so gibt die Vorsitzende/der Vorsitzende 
die bereits vorliegenden Wortmeldungen be-
kannt. 
 

 
 
 

 
a) auf Schluss der Aussprache (§ 14), 
b) auf Schluss der Rednerliste (§ 14), 
c) auf Vertagung, 
d) auf Unterbrechung oder Aufhebung der 

Sitzung, 
e) auf Ausschluss oder Wiederherstellung 

der Öffentlichkeit, 
f) auf namentliche oder geheime Abstim-

mung, 
g) auf Absetzung einer Angelegenheit von 

der Tagesordnung. 
(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung 
gestellt, so darf noch je ein Mitglied des In-
tegrationsbeirates für und gegen diesen An-
trag sprechen. Danach ist über den Antrag 
abzustimmen. Ein Antrag nach Abs. 1 Satz 2 
f) kann nur darauf gerichtet sein, zunächst 
festzustellen, ob die nach § 16 Abs. 3 oder 4 
notwendige Zahl von Mitgliedern des Integ-
rationsbeirates den Geschäftsordnungsantrag 
unterstützt. Ist dies der Fall, so ist entspre-
chend § 16 Abs. 3 oder 4 zu verfahren. Ande-
renfalls gilt der Geschäftsordnungsantrag als 
abgelehnt. 
(4) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat 
der Integrationsbeirat gesondert vorab zu 
entscheiden. Werden mehrere Anträge zur 
Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist 
über den jeweils weitest gehenden Antrag 
zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen be-
stimmt die Vorsitzende/der Vorsitzende die 
Reihenfolge der Abstimmung. 
 
 

§ 14 
Schluss der Aussprache,  
Schluss der Rednerliste 

 
Jedes Mitglied des Integrationsbeirates, das 
sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann 
beantragen, dass die Beratung des Tagesord-
nungspunktes beendet oder die Rednerliste 
geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag 
gestellt, so gibt die Vorsitzende/der Vorsit-
zende die bereits vorliegenden Wortmeldun-
gen bekannt. 
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§ 15 
Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Mitglied des Ausländerbeirates ist 
berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung 
Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des 
Ausländerbeirates in der Sache herbeizufüh-
ren (Anträge zur Sache). Die Anträge müssen 
einen abstimmungsfähigen Beschlußentwurf  
enthalten. 
(2) Jedes Mitglied des Ausländerbeirates ist 
berechtigt, Zusatz- und Änderungsanträge zu 
dem nach Abs. 1 gestellten Antrag zu stellen. 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

 
§ 16 

Abstimmung 
 

(1) Nach Schluß der Aussprache stellt die 
Vorsitzende/der Vorsitzende die zu dem Ta-
ges-ordnungspunkt gestellten Sachanträge zur 
Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat 
Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt die Vor-
sitzende/der Vorsitzende die Reihenfolge der 
Abstimmung. 
(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfall 
durch Handzeichen. 
(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel 
der Mitglieder des Ausländerbeirates erfolgt 
namentliche Abstimmung. Bei namentlicher 
Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Mit-
glieds des Ausländerbeirates in der Nieder-
schrift zu vermerken. 
(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel 
der Mitglieder des Ausländerbeirates wird 
geheim abgestimmt. Die geheime Abstim-
mung erfolgt durch Abgabe von Stimmzet-
teln. 
(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt 
sowohl ein Antrag auf namentliche als auch 
auf geheime Abstimmung gestellt, so hat der 
Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang. 
Das Abstimmungsergebnis wird von der Vor-
sitzenden/dem Vorsitzenden bekanntgegeben 
und in der Niederschrift festgehalten. 
 

 
 

 
 

§ 15 
Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Mitglied des Integrationsbeirates 
ist berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesord-
nung Anträge zu stellen, um eine Entschei-
dung des Integrationsbeirates in der Sache 
herbeizuführen (Anträge zur Sache). Die An-
träge müssen einen abstimmungsfähigen Be-
schlussentwurf enthalten. 
(2) Jedes Mitglied des Integrationsbeirates 
ist berechtigt, Zusatz- und Änderungsanträge 
zu dem nach Abs. 1 gestellten Antrag zu stel-
len. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
 

§ 16 
Abstimmung 

 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt die 
Vorsitzende/der Vorsitzende die zu dem Ta-
gesordnungspunkt gestellten Sachanträge zur 
Abstimmung. Der weitest gehende Antrag hat 
Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt die Vor-
sitzende/der Vorsitzende die Reihenfolge der 
Abstimmung. 
(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfall 
durch Handzeichen. 
(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel 
der Mitglieder des Integrationsbeirates er-
folgt namentliche Abstimmung. Bei namentli-
cher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes 
Mitglieds des Integrationsbeirates in der 
Niederschrift zu vermerken. 
(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel 
der Mitglieder des Integrationsbeirates wird 
geheim abgestimmt. Die geheime Abstim-
mung erfolgt durch Abgabe von Stimmzet-
teln. 
(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt 
sowohl ein Antrag auf namentliche als auch 
auf geheime Abstimmung gestellt, so hat der 
Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang. 
Das Abstimmungsergebnis wird von der Vor-
sitzenden/dem Vorsitzenden bekannt gegeben 
und in der Niederschrift festgehalten. 
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§ 17 

Fragerecht der Mitglieder des Ausländer-
beirates 

 
(1) Anfragen von Mitgliedern des Ausländer-
beirates an die Verwaltung in Angelegenhei-
ten der Stadt Bergisch Gladbach, die in unmit-
telbar bevorstehenden Ausländerbeiratssit-
zungen beantwortet werden sollen, sind der 
Vorsitzenden/dem Vorsitzenden spätestens 
fünf Werktage vor Beginn der Sitzung schrift-
lich einzureichen. 
(2) Die Anfragen dürfen sich nur auf einen 
bestimmten Sachverhalt beziehen, müssen 
kurz gefaßt sein und eine kurze Beantwortung 
ermöglichen. Sie dürfen keine unsachlichen 
Feststellungen oder Wertungen enthalten. Das 
Fragerecht dient nicht zur Klärung abstrakter 
Rechtsfragen. 
(3) Eine Aussprache findet nicht statt. 
 
 

 
V. Ordnung in den Sitzungen 

 
 

§ 18 
Ordnungs- und Hausrecht 

 
In den Sitzungen des Ausländerbeirates hand-
habt die Vorsitzende/der Vorsitzende die 
Ordnung und übt das Hausrecht aus. Ih-
rer/Seiner Ordnungsgewalt und ihrem/seinem 
Hausrecht unterliegen - vorbehaltlich der §§ 
19 und 20 - alle Personen, die sich während 
einer Ausländerbeiratssitzung im Sitzungssaal 
aufhalten. Wer sich ungebührlich benimmt 
oder sonst die Würde der Versammlung ver-
letzt, kann von der Vorsitzenden/vom Vorsit-
zenden zur Ordnung gerufen und notfalls aus 
dem Sitzungssaal gewiesen werden. Entsteht 
während einer Ausländerbeiratssitzung unter 
den Zuhörerinnen und Zuhörern störende Un-
ruhe, so kann die Vorsitzende/der Vorsitzende 
nach vorheriger Abmahnung den für die Zu-
hörerinnen und Zuhörer bestimmten Teil des 
Sitzungsraumes räumen lassen, wenn die stö-
rende Unruhe auf andere Weise nicht zu be-
seitigen ist. 
 

 
§ 17 

Fragerecht der Mitglieder  
des Integrationsbeirates 

 
(1) Anfragen von Mitgliedern des Integrati-
onsbeirates an die Verwaltung in Angelegen-
heiten der Stadt Bergisch Gladbach, die in 
unmittelbar bevorstehenden Sitzungen des 
Integrationsbeirates beantwortet werden 
sollen, sind der Vorsitzenden/dem Vorsitzen-
den spätestens fünf Werktage vor Beginn der 
Sitzung schriftlich einzureichen. 
(2) Die Anfragen dürfen sich nur auf einen 
bestimmten Sachverhalt beziehen, müssen 
kurz gefasst sein und eine kurze Beantwor-
tung ermöglichen. Sie dürfen keine unsachli-
chen Feststellungen oder Wertungen enthal-
ten. Das Fragerecht dient nicht zur Klärung 
abstrakter Rechtsfragen. 
(3) Eine Aussprache findet nicht statt. 
 
 
 

V. Ordnung in den Sitzungen 
 
 

§ 18 
Ordnungs- und Hausrecht 

 
In den Sitzungen des Integrationsbeirates 
handhabt die Vorsitzende/der Vorsitzende die 
Ordnung und übt unabhängig vom jeweili-
gen Sitzungsort das Hausrecht aus. Ih-
rer/Seiner Ordnungsgewalt und ihrem/seinem 
Hausrecht unterliegen - vorbehaltlich der §§ 
19 und 20 - alle Personen, die sich während 
einer Sitzung des Integrationsbeirates im 
Sitzungssaal aufhalten. Wer sich ungebührlich 
benimmt oder sonst die Würde der Versamm-
lung verletzt, kann von der Vorsitzenden/vom 
Vorsitzenden zur Ordnung gerufen und not-
falls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
Entsteht während einer Sitzung des Integra-
tionsbeirates unter den Zuhörerinnen und 
Zuhörern störende Unruhe, so kann die Vor-
sitzende/der Vorsitzende nach vorheriger 
Abmahnung den für die Zuhörerinnen und 
Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes 
räumen lassen, wenn die störende Unruhe auf 
andere Weise nicht zu beseitigen ist. 
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§ 19 

Ordnungsmaßnahmen 
 

(1) Rednerinnen und Redner, die vom Thema 
abschweifen, kann die Vorsitzende/der Vor-
sitzende zur Sache rufen. 
(2) Rednerinnen und Redner, die ohne Wort-
erteilung das Wort an sich reißen oder die 
vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechen-
der Abmahnung überschreiten, kann die Vor-
sitzende/der Vorsitzende zur Ordnung rufen. 
(3) Hat eine Rednerin/ein Redner bereits 
zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder 
einen Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann 
die Vorsitzende/der Vorsitzende ihr/ihm das 
Wort entziehen, wenn die Rednerin/der Red-
ner Anlaß zu einer weiteren Ordnungsmaß-
nahme gibt. Einer Rednerin/Einem Redner, 
der/dem das Wort entzogen ist, darf es in der-
selben Ausländerbeiratssitzung zu dem betref-
fenden Tagesordnungspunkt nicht wieder er-
teilt werden. 
(4) Einer Sitzungsteilnehmerin/Einem Sit-
zungsteilnehmer, die/der grob gegen die Sit-
zungs-ordnung verstoßen hat und die/der 
dreimal erfolglos zur Ordnung gerufen wor-
den ist oder der/dem dreimal das Wort entzo-
gen worden ist, kann die Vorsitzende/der 
Vorsitzende aus der Sitzung verweisen. 
Die/Der Betroffene hat den Sitzungssaal un-
verzüglich zu verlassen. 
 
 

§ 20 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 19 
Abs. 4 steht der/dem Betroffenen der Ein-
spruch zu. 
(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaß-
nahme befindet der Ausländerbeirat in der 
nächsten Sitzung ohne die Stimme der/des 
Betroffenen. Dieser/Diesem ist Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Die Entschei-
dung des Ausländerbeirates ist der/dem Be-
troffenen zuzustellen. 
 
 

 
 

 
§ 19 

Ordnungsmaßnahmen 
 

(1) Rednerinnen und Redner, die vom Thema 
abschweifen, kann die Vorsitzende/der Vor-
sitzende zur Sache rufen. 
(2) Rednerinnen und Redner, die ohne Wort-
erteilung das Wort an sich reißen oder die 
vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechen-
der Abmahnung überschreiten, kann die Vor-
sitzende/der Vorsitzende zur Ordnung rufen. 
(3) Hat eine Rednerin/ein Redner bereits 
zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder 
einen Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann 
die Vorsitzende/der Vorsitzende ihr/ihm das 
Wort entziehen, wenn die Rednerin/der Red-
ner Anlass zu einer weiteren Ordnungsmaß-
nahme gibt. Einer Rednerin/Einem Redner, 
der/dem das Wort entzogen ist, darf es in der-
selben Sitzung des Integrationsbeirates zu 
dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht 
wieder erteilt werden. 
(4) Einer Sitzungsteilnehmerin/Einem Sit-
zungsteilnehmer, die/der grob gegen die Sit-
zungsordnung verstoßen hat und die/der 
dreimal erfolglos zur Ordnung gerufen wor-
den ist oder der/dem dreimal das Wort entzo-
gen worden ist, kann die Vorsitzende/der 
Vorsitzende aus der Sitzung verweisen. 
Die/Der Betroffene hat den Sitzungssaal un-
verzüglich zu verlassen. 
 
 

§ 20 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 19 
Abs. 4 steht der/dem Betroffenen der Ein-
spruch zu. 
(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaß-
nahme befindet der Integrationsbeirat in der 
nächsten Sitzung ohne die Stimme der/des 
Betroffenen. Dieser/Diesem ist Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Die Entschei-
dung des Integrationsbeirates ist der/dem 
Betroffenen zuzustellen. 
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VI. 
Niederschrift über die Ausländerbeiratssit-

zungen 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
 

§ 21 
Niederschrift 

 
(1) Über die im Ausländerbeirat gefaßten Be-
schlüsse ist durch die Schriftführerin/den 
Schriftführer eine Niederschrift aufzunehmen. 
Die Niederschrift muß enthalten: 
a) die Namen der anwesenden und der feh-

lenden Mitglieder des Ausländerbeirates, 
b) die Namen der sonstigen an den Beratun-

gen teilnehmenden Personen, 
c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, 

einer etwaigen Unterbrechung und der 
Beendigung der Sitzung, 

d) die behandelten Beratungsgegenstände, 
e) die gestellten Anträge, 
f) die gefaßten Beschlüsse und die Ergebnis-

se von Wahlen. 
Sofern personenbezogene Daten (§ 3 Abs. 1 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen - 
DSG NRW) in die Niederschrift aufgenom-
men werden sollen, ist zuvor die Einwilligung 
der/des Betroffenen einzuholen ( § 4 DSG 
NRW). 
(2) Die Schriftführerin/Der Schriftführer wird 
vom Ausländerbeirat bestellt. Soll eine Be-
dienstete/ein Bediensteter der Stadt Bergisch 
Gladbach bestellt werden, so erfolgt die Be-
stellung im Einvernehmen mit der Bürger-
meisterin/dem Bürgermeister. Die Nieder-
schrift wird von der Vorsitzenden/dem Vor-
sitzenden, einer Mitunterzeichnerin/einem 
Mitunterzeichner, die/der hierfür vom Aus-
länderbeirat gewählt wurde und der Schrift-
führerin/ dem Schriftführer unterzeichnet. 
Verweigert eine/einer der Genannten die Un-
terschrift, so ist dies in der Niederschrift zu 
vermerken. Die Niederschrift ist allen Mit-
gliedern des Ausländer-beirates sowie den 
nach § 7 Abs.1 Teilnahmeberechtigten zuzu-
leiten. 
 
 

 
 

VI. 
Niederschrift über die Sitzungen  

des Integrationsbeirates  
und Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
 

§ 21 
Niederschrift 

 
(1) Über die im Integrationsbeirat gefassten 
Beschlüsse ist durch die Schriftführerin/den 
Schriftführer eine Niederschrift aufzunehmen. 
Die Niederschrift muss enthalten: 
a) die Namen der anwesenden und der feh-

lenden Mitglieder des Integrationsbei-
rates, 

b) die Namen der sonstigen an den Beratun-
gen teilnehmenden Personen, 

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, 
einer etwaigen Unterbrechung und der Be-
endigung der Sitzung, 

d) die behandelten Beratungsgegenstände, 
e) die gestellten Anträge, 
f) die gefassten Beschlüsse und die Ergeb-

nisse von Wahlen. 
Sofern personenbezogene Daten (§ 3 Abs. 1 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen - 
DSG NRW) in die Niederschrift aufgenom-
men werden sollen, ist zuvor die Einwilligung 
der/des Betroffenen einzuholen ( § 4 DSG 
NRW). 
(3) Die Schriftführerin/Der Schriftführer wird 
vom Integrationsbeirat bestellt. Soll eine 
Bedienstete/ein Bediensteter der Stadt Ber-
gisch Gladbach bestellt werden, so erfolgt die 
Bestellung im Einvernehmen mit der Bürger-
meisterin/dem Bürgermeister. Die Nieder-
schrift wird von der Vorsitzenden/dem Vor-
sitzenden, einer Mitunterzeichnerin/einem 
Mitunterzeichner, die/der hierfür vom Inte-
grationsbeirat gewählt wurde und der 
Schriftführerin/ dem Schriftführer unterzeich-
net. Verweigert eine/einer der Genannten die 
Unterschrift, so ist dies in der Niederschrift zu 
vermerken. Die Niederschrift ist allen Mit-
gliedern des Integrationsbeirates sowie den 
nach § 7 Abs.1 Teilnahmeberechtigten zuzu-
leiten. 
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§ 22 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 
Beschlüsse 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom 
Ausländerbeirat gefaßten Beschlüsse ist die 
Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unter-
richten. Dies kann dadurch geschehen, daß die 
Vorsitzende/der Vorsitzende den Wortlaut 
eines vom Ausländerbeirat gefaßten Be-
schlusses im unmittelbaren Abschluß an die 
Sitzung der örtlichen Presse zugänglich 
macht. 
(2) Außerhalb der Ausländerbeiratssitzungen 
obliegt die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über die vom Ausländerbeirat gefaßten Be-
schlüsse der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden. 
 
 
 
(3) Die Unterrichtung gilt grundsätzlich auch 
für Beschlüsse des Ausländerbeirates, die in 
nichtöffentlicher Sitzung gefaßt werden, es sei 
denn, daß der Ausländerbeirat im Einzelfall 
ausdrücklich etwas anderes beschlossen hat. 
 
(4) Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß für die Au-
ßenvertretung des Ausländerbeirates. Einzelne 
Mitglieder oder Gruppen des Ausländerbeira-
tes sind ohne besonderen Beschluss oder die 
Ermächtigung durch die Vorsitzende/den 
Vorsitzenden grundsätzlich nicht befugt, für 
den gesamten Ausländerbeirat zu sprechen, zu 
handeln, Erklärungen abzugeben oder der-
gleichen. 
 
 

VII. 
Arbeitskreise 

 
§ 23 

Arbeitskreise 
 

(1) Der Ausländerbeirat kann für die Bera-
tung bestimmter Themen Arbeitskreise ein-
richten. Die Größe der Arbeitskreise und ihre 
Leitung wird vom Ausländerbeirat festgelegt. 
 
 
 

 
§ 22 

Unterrichtung der Öffentlichkeit  
über die Beschlüsse 

 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom 
Integrationsbeirat gefassten Beschlüsse ist 
die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu un-
terrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass 
die Vorsitzende/der Vorsitzende den Wortlaut 
eines vom Integrationsbeirat gefassten Be-
schlusses im unmittelbaren Abschluss an die 
Sitzung der örtlichen Presse zugänglich 
macht. 
(2) Außerhalb der Sitzungen des Integrati-
onsbeirates obliegt die Unterrichtung der 
Öffentlichkeit über die vom Ausländerbeirat 
gefassten Beschlüsse der Presse- und In-
formationsstelle der Stadt Bergisch Glad-
bach im Einvernehmen mit der Vorsitzen-
den/dem Vorsitzenden.  
(3) Die Unterrichtung nach Abs. 1 u. 2 gilt 
grundsätzlich auch für Beschlüsse des Inte-
grationsbeirates, die in nichtöffentlicher Sit-
zung gefasst werden, es sei denn, dass der 
Integrationsbeirat im Einzelfall ausdrücklich 
etwas anderes beschlossen hat. 
(4) Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß für die 
sämtliche Außenvertretung des Integrati-
onsbeirates. Einzelne Mitglieder oder Grup-
pen des Integrationsbeirates sind ohne be-
sonderen Beschluss oder die Ermächtigung 
entsprechend Abs. 2 grundsätzlich nicht be-
fugt, für den gesamten Integrationsbeirat zu 
sprechen, zu handeln, Erklärungen abzugeben 
oder dergleichen. 
 
 

VII. 
Arbeitskreise 

 
§ 23 

Arbeitskreise 
 

(1) Der Integrationsbeirat kann für die Bera-
tung bestimmter Themen Arbeitskreise ein-
richten. Die Größe der Arbeitskreise und ihre 
Leitung wird vom Integrationsbeirat festge-
legt. 
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(2) Die Arbeitskreise sind berechtigt, zu ein-
zelnen Punkten der Tagesordnung Berater 
ohne Stimmrecht hinzuzuziehen. Deren Zahl 
darf die Zahl der Mitglieder nicht übersteigen.
 
(3) Die Arbeitsergebnisse der Arbeitskreise 
sind dem Ausländerbeirat schriftlich vorzule-
gen. 
 
 

VIII. 
Schlußbestimmungen, Inkrafttreten 

 
 

§ 24 
Schlußbestimmungen 

 
(1) Jedem Mitglied des Ausländerbeirates ist 
eine Ausfertigung dieser Geschäftsordnung 
auszuhändigen. Wird die Geschäftsordnung 
während der Wahlzeit geändert, so ist auch 
die geänderte Fassung auszuhändigen. 
(2) In Zweifelsfällen bei der Anwendung der 
Geschäftsordnung des Ausländerbeirates gilt 
die Geschäftsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Bergisch Gladbach 
sinngemäß. 
 

§ 25 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage 
nach der Beschlussfassung durch den Auslän-
derbeirat in Kraft. Gleichzeitig tritt die frühe-
re Geschäftsordnung vom 20. September 1995 
außer Kraft. 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Die Arbeitskreise sind berechtigt, zu ein-
zelnen Punkten der Tagesordnung Beraterin-
nen/Berater ohne Stimmrecht hinzuzuziehen. 
Deren Zahl darf die Zahl der Mitglieder nicht 
übersteigen. 
(3) Die Arbeitsergebnisse der Arbeitskreise 
sind dem Integrationsbeirat schriftlich vor-
zulegen. 
 
 

VIII. 
Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

 
 

§ 24 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Jedem Mitglied des Integrationsbeirates 
ist eine Ausfertigung dieser Geschäftsordnung 
auszuhändigen. Wird die Geschäftsordnung 
während der Wahlzeit geändert, so ist auch 
die geänderte Fassung auszuhändigen. 
(2) In Zweifelsfällen bei der Anwendung der 
Geschäftsordnung des Integrationsbeirates 
gilt die Geschäftsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Bergisch Gladbach 
sinngemäß. 
 

§ 25 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage 
nach der Beschlussfassung durch den Integ-
rationsbeirat in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
frühere Geschäftsordnung vom 28. August 
2001 außer Kraft. 
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